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(3) Die Förderung bzw. vereinbarte Teilzahlungen werden auf das im Antrag angeführte 

Bankkonto 

(4) Es sind alle im Zusammenhang mit der Förderungsabwicklung verbundenen Ausgaben 

und Einnahmen auf einer speziellen nur für das Projekt eingerichteten Kostenstelle im 

Rechnungswesen der Förderungsnehmerin (oder in einer ähnlichen Form eindeutig) 

abzubilden. 

(5) Das Sozialministerium behält sich vor, die Auszahlung einer Förderung aufzuschieben, 

wenn und solange Umstände vorliegen, welche die ordnungsgemäße Durchführung des 

Projekts nicht gewährleistet erscheinen lassen oder Umstände gemäß § 22 des 

gegenständlichen Vertrages eintreten. Den Nachweis für den Wegfall dieser Umstände hat die 

Förderungsnehmerin zu erbringen. 

(6) Für den Fall, dass Förderungsmittel nicht unmittelbar nach ihrer Überweisung an die 

Förderungsnehmerin für fällige Zahlungen im Rahmen des Förderungszweckes verwendet 

werden oder verwendet werden können, sind diese von der Förderungsnehmerin auf einem 

gesonderten Konto oder Subkonto einer Bank bestmöglich anzulegen. Die angefallenen 

Zinsen werden auf die Förderung angerechnet. 

86 

Berichtspflichten 

(1) Die Förderungsnehmerin hat dem Sozialministerium einen Endbericht (im Format als 

Word- oder PDF-Dokument) über die Durchführung des Projekts unter Vorlage eines 

Verwendungsnachweises, bestehend aus einem Sachbericht und einem zahlenmäßigen 

Nachweis, bis zum 31. März 2027 zu übermitteln. 

(2) Aus dem Sachbericht müssen insbesondere die Verwendung der aus Bundesmitteln 

gewährten Förderung, der Nachweis über die Durchführung des geförderten Projekts sowie 

die dadurch erzielte Wirkung hervorgehen. 

(3) Der Sachbericht ist in geschlechtergerechter Sprache abzufassen. Aus dem Sachbericht 

muss hervorgehen, ob bei der Durchführung des Projekts „genderspezifische“ Aspekte 

berücksichtigt wurden und welche (allenfalls unterschiedlichen) Auswirkungen die 

Durchführung des Projekts auf Frauen, Männer und Diverse hat. 

(4) Wurde in § 5 (2) des gegenständlichen Förderungsvertrages die Vorlage von 

Zwischenberichten vorgesehen, so haben diese Zwischenberichte eine kurze und 

aussagekräftige Darstellung der Umsetzung im Rahmen des gegenständlichen Projekts zu 

enthalten sowle auf Abwelchungen zur vertragspernäßen Urriselzurig hinzuweisen. 

Hinsichtlich des zahlenmäßigen Nachweises sind die Ausgaben und Einnahmen des 

gegenständlichen Projekts darzustellen und den geplanten Ausgaben und Einnahmen für das 

Gesamtprojekt gegenüber zu stellen. Hierfür ist das in der Anlage beigeschlossene Formular 

„Projekt-/Vorhaben-/Zwischenabrechnung“ zu verwenden (anzugeben sind bei 
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Beilage Information zur Datenverarbeitung (Datenverarbeitungsauskunft) 

Das Sozialministerium verarbeitet im Zusammenhang mit der Durchführung des 

gegenständlichen Förderungsvertrages personenbezogene Daten der Förderungsnehmerin. 

Die nachfolgenden Ausführungen beziehen sich auf solche personenbezogenen Daten, die 

entweder unmittelbar in den Anwendungsbereich der DSGVO oder unter den Schutz des DSG 

fallen. Gemäß Art 13 und 14 DSGVO erteilt das Sozialministerium die nachstehenden 

Informationen. Diese Beilage ist integraler Bestandteil des Förderungsvertrages. 

1. Verantwortliche:r für die Datenverarbeitung: 

Das Sozialministerium ist alleiniger Verantwortlicher für die Verarbeitung im Rahmen der 

Förderungsgewährung und Abwicklung des Förderungsvertrages anfallenden 

personenbezogenen Daten. 

Datenschutzbeauftragte sind: 

2. Arten von personenbezogenen Daten und deren Quelle: 

Es werden grundsätzlich jene personenbezogenen Daten verarbeitet, welche das 

Sozialministerium aufgrund des Förderungsantrags oder der Berichte und Nachweise der 

Förderungsnehmerin erhalten hat. Zu den personenbezogenen Daten zählen insbesondere 

Personalien der Förderungsnehmerin und am Projekt mitwirkender natürlicher Personen 

(Name, Adresse, Kontaktdaten, Geburtstag etc.), Legitimationsdaten (Ausweis), 

Kontoverbindung, Vermögenslage, Befähigungsnachweise, Daten zum förderbaren Projekt, 

Dokumentationsdaten (insbesondere Dokumentation der Förderungsvergabe wie z.B. 

Einlangen des Förderungsantrag, Gutachten zur Vorbereitung der Förderungsentscheidung, 

Begründung der Förderungsentscheidung; Dokumentation von Kontrollen oder von der 

Abnahme des Verwendungsnachweises), Korrespondenzdaten, Verarbeitungsergebnisse, die 

das Sozialministerium selbst generiert (z.B. Evaluierungsdaten und Evaluierungsergebnisse; 

aktenmäßige Archivierung), sowie personenbezogene Daten, die für die Erfüllung gesetzlicher 

Anforderungen (wie z.B. Daten für die Erstellung des Förderungsberichtes, Daten des 

Förderungsvertrages inklusive Förderungsantrag im Rahmen der Einvernehmensherstellung 

mit dem Bundesminister für Finanzen sowie zur Rechnungshofkontrolle) erforderlich sind. 

Weiters werden durch Transparenzportalabfragen gemäß § 32 Abs. 5 TDBG 2012 und allenfalls 

auch durch Rückfragen bei anderen Förderungsstellen erhoben, ob die Förderungsnehmerin 

Förderungen erhalten hat oder eine Förderungsgewährung beabsichtigt ist. Werden von einer 

Version 2025/05 Seite 29 von 34












	1
	4
	5
	29
	30

